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„Ich freue mich auf den Dialog in Ettlingen“ BNN-Interview
Grünen-Fraktionsvorsitzender Andreas Schwarz leitet Klausurtagung in der Großen Kreisstadt
Stuttgart/Ettlingen.  Von Dienstag,  12.
bis Donnerstag,  14.  September,  findet
sich die Landtagsfraktion der Grünen in
Ettlingen zur Klausurtagung zusammen,
bei  einem  Bürgerempfang  stehen  die
Parlamentarier  und  Ministerpräsident
Winfried  Kretschmann für  jedermann
zum Gespräch zur Verfügung. Mit Frak-
tionschef  Andreas  Schwarz  sprach
BNN-Redakteur  Wolfgang  Voigt.
Welche  Hauptthemen  stehen  bei  der
Klausurtagung  im  Mittelpunkt?
Schwarz: Es gibt drei zentrale Themen,
zu denen wir jeweils Beschlüsse fassen
wollen: Das erste ist „gemeinsam erhal-
ten, was uns erhält: Biologische Vielfalt
als  Natur-  und Landschaftsräume und
Tier-  und  Pflanzenarten“.  Das  zweite
Thema behandelt die Frage, wie wir die
Weichen für eine neue Mobilität stellen.
Und als drittes befassen wir uns mit der
Frage, wie wir junge Menschen für die
Demokratie begeistern wollen.
Was erwarten Sie vom Dialog mit den
Bürgern in Ettlingen?
Schwarz:  Wir Grünen stehen für  Bür-
gerbeteiligung. Wir wollen wissen, was
die Menschen bewegt und welche Anre-
gungen  sie  für  unsere  Politik  haben.
Und natürlich wollen wir erfahren, ob
unsere  Politik  ankommt.  Mit  unseren
Bürgerdialogen anlässlich der Klausur-
tagungen  haben  wir  hier  sehr  gute
Erfahrungen gemacht.  Ich  freue  mich
auf  den  Dialog  in  Ettlingen.
Der Ministerpräsident will beim Diesel-
thema  Fahrverbote  möglichst  verhin-
dern. Muss sich hier die Fraktion nicht
weiter abgrenzen?
Schwarz: Drei Punkte sind wichtig: Der
Gesundheitsschutz  steht  im  Vorder-
grund.  Daher  müssen  wir  die  Sticko-
xide auf jeden Fall reduzieren. Wir müs-
sen die Arbeitsplätze in der Autoindu-
strie erhalten und wir müssen das Klima
schützen. Das gelingt, wenn E-Mobili-
tät, Zug-, Bus- und Fahrradverkehr aus-
gebaut  werden  und  wir  die  Weichen
dafür stellen, dass unsere Elektroautos

aus Baden-Württemberg und nicht aus
China oder den USA kommen.
Ihre Partei steht für ein Neuzulassungs-
Verbot für Dieselautos ab 2030.
Schwarz: Mit diesem Beschluss haben
wir Grünen eine Debatte gestartet. Das
war ein Weckruf für die Automobilindu-
strie.  Ob  wir  ab  2030  oder  ab  2032
emissionsfrei  fahren,  ist  nicht  so  ent-
scheidend. Wichtiger ist, dass das emis-
sionsfreie  Fahren dank unserer  Initia-
tive gesellschaftlich inzwischen unum-
stritten ist.
Während alle Welt über Autos spricht,
gerät  der  Zugverkehr  etwas  aus  dem
Blick.
Schwarz:  In  der  Tat  wären  wir  schon
viel  weiter,  wenn  wir  mehr  Bahn-
strecken elektrifiziert hätten. Hier gibt
es  ein massives  Versäumnis  des  Bun-
desverkehrsministers. Elektromobilität
findet  ja  auch  auf  der  Schiene  statt.
Jetzt, da die Rheintalstrecke in Rastatt
unterbrochen ist, merken wir das ganz
besonders.  Die  Ausweichstrecke  von
Basel  über Waldshut-Tiengen,  Singen
und Radolfzell Richtung Stuttgart und
Ulm  muss  durchgehend  elektrifiziert
und zweigleisig ausgebaut werden. Der
Bund muss in den nächsten Jahren ein
Elektrifizierungsprogramm  für  die
Schiene in Baden-Württemberg aufle-
gen.
Stichwort  Rastatt:  Wie  groß  sind  der
volkswirtschaftliche  Schaden und der
Imageschaden für  die  Bahn durch die
Baustellen-Havarie?
Schwarz:  Der  Imageschaden  für  die
Deutsche Bahn und für den Bundesver-
kehrsminister Dobrindt ist immens. Der
volkswirtschaftliche Schaden lässt sich
noch  nicht  beziffern.  Bei  mir  kommt
jedenfalls eine erhebliche Verärgerung
aus Kreisen der Wirtschaft an.
Der Bund müsste aus Ihrer Sicht auch
den  Weg  für  die  blaue  Plakette  für
besonders  emissionsarme  Autos  frei
machen.
Schwarz: Ich hoffe sehr, dass sich die

nächste Bundesregierung hier  bewegt.
Die  blaue  Plakette  ist  das  Instrument,
um  Fahrverbote  zu  vermeiden  und
zugleich zu sauberer Luft in den Städ-
ten zu kommen. Ich bin sehr froh, dass
wir  uns  in  der  grün-schwarzen Koali-
tion auf die blaue Plakette verständigt
haben:  Die  CDU im Land  macht  mit.
Das fordere ich auch von der nächsten
Bundesregierung.
Wie sehr belastet der Bundestagswahl-
kampf das Klima in der Koalition?
Schwarz: Unsere Koalition arbeitet gut.
Die Bundestagswahl empfinde ich nicht
als  Belastung.  Wir haben uns vor den
Ferien  in  guten  Beratungen  auf  die
Grundzüge  für  den  Doppelhaushalt
2018/2019 geeinigt. Die Fortführung der
Reformen im Bildungsbereich und die
Schaffung von 1.400 neuen Stellen bei
der Polizei sowie viele andere Entschei-
dungen haben wir in großem Einverneh-
men getroffen.
Wäre bei so vielen guten Erfahrungen
mit  der  CDU Schwarz-Grün im Bund
Ihr  Lieblingsmodell?
Schwarz: Ich werbe für starke Grüne. Es
geht um Platz drei. Wir haben im Süd-
westen gezeigt, dass wir ein Land sehr
gut  regieren  können.  Unsere  Themen
wie Ökologie, Klimaschutz, eine inno-
vative Wirtschaft,  Digitalisierung und
gesellschaftlicher Zusammenhalt sind so
wichtig, dass sie in einer neuen Bundes-
regierung eine starke Stimme brauchen.
Bei Platz drei könnte Ihnen die Alterna-
tive für Deutschland (AfD) einen Strich
durch die Rechnung machen.
Schwarz: Die AfD-Fraktion in Baden-
Württemberg hat Fraktionsgelder rechts-
widrig für  den Wahlkampf eingesetzt.
Und sie hat nicht ein einziges Konzept
für die Herausforderungen von morgen
vorgelegt. Das ist keine Alternative, das
ist Wählertäuschung.
BNN-Interview
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Nachhaltige Mobilität und Biodiversität
Andreas Schwarz, Landtagsfraktionschef der Grünen: "Das Elektroauto der Zukunft muss aus
Baden-Württemberg kommen"

Biodiversität,  Mobilität  und  der  Zusammenhalt  der  Generationen,  das  sind  die  drei
Themenbereiche, mit denen sich die Landtagsfraktion der Grünen bei ihrer Klausurtagung nach
den Sommerferien beschäftigt. "Diese Themen sind uns für die Zukunft wichtig", sagt Andreas
Schwarz.  Der  Kirchheimer  ist  seit  2016 Fraktionsvorsitzender  der  Grünen im Stuttgarter
Landtag.

Von Anneliese Lieb
NÜRTINGEN.  Nachhaltigkeit  ist  für
den  37-jährigen  Familienvater  keine
Worthülse,  sondern  Programm.  Zum
Redaktionsgespräch  kommt  er  mit
einem  Elektroauto.  Doch  unter  dem
Stichwort  Nachhaltigkeit  verteidigt
Schwarz nicht nur den Umstieg auf die
Elektromobilität,  da geht  es  zum Bei-
spiel  auch um die Biodiversität.  Zwei
ganz wichtige Punkte. Die 47 Abgeord-
neten der Grünen-Landtagsfraktion wer-
den sich damit bei ihrer Klausurtagung
in Ettlingen vertieft beschäftigen.
Wie kann es gelingen, die Biodiversität
im  Baden-Württemberg  zu  erhalten?
"Die Artenvielfalt im Land geht drama-
tisch  zurück",  ist  Schwarz  alarmiert.
"Ackerwildkräuter nehmen ab, Wildbie-
nenarten und die Vogelpopulation sind
bedroht." Dieser Entwicklung möchten
die Grünen mit dem Erhalt beziehungs-
weise dem Ausbau von Schutzgebieten
entgegentreten. Die neu ins Leben geru-
fenen  Landschaftserhaltungsverbände
wollen die Grünen stärken. "Wir wer-
den die Mittel für den Naturschutz im
Landeshaushalt um acht Millionen Euro
erhöhen",  nennt  der  Fraktionsvorsit-
zende als wichtige Maßnahme. Außer-
dem wolle man eine Pestizidreduktions-
strategie starten. Mit Hilfe von Landes-
mitteln  -  im nächsten  Doppelhaushalt
sollen dafür 1,2 Millionen Euro bereit-
gestellt werden - will man Landwirten
Wege  aufzeigen,  wie  der  Pestizidein-
satz verringert werden kann. Außerdem
sollen drei Ministerien (Umwelt, Land-
wirtschaft und Verkehr) ein Gesamtkon-

zept zur Biodiversität  erarbeiten.  "Bis
November 2017 soll es vorliegen", sagt
Schwarz.
Weiteres Klausurthema: "Elektrisch und
mehrgleisig".  Dahinter  steht  für  den
Kirchheimer Abgeordneten der Trans-
formationsprozess der Automobilindu-
strie  hin  zur  Elektromobilität  und zur
Brennstoffzellentechnik.  Für  Baden-
Württemberg  ein  ganz  wichtiges  Pro-
jekt, das in strategischer Partnerschaft
mit der Industrie gelöst werden müsse.
"Das Elektroauto der Zukunft muss aus
Baden-Württemberg kommen." Um das
Elektroauto zu fördern, setzten die Grü-
nen auf die Landesinitiative Elektromo-
bilität und haben den Ausbau der Lade-
stationen  initiiert.  Schwarz:  "Der
Abstand zwischen den einzelnen Lade-
säulen  darf  maximal  zehn  Kilometer
betragen."
Mobilität heißt für die Grünen aber auch
Ausbau  und  Sanierung  der  Schienen-
wege.  Im  Zusammenhang  mit  der
Rheintalstrecke sieht Schwarz ein ekla-
tantes Versagen des Bundesverkehrsmi-
nisters. Das Bundesschienenwege-Aus-
baugesetz müsse geändert werden. Der
zweigleisige Ausbau der Gäubahn, die
Elektrifizierung der Strecke Basel-Sin-
gen-Friedrichshafen  und  die  Große
Wendlinger Kurve sind für den 38-Jäh-
rigen  ganz  wichtige  Punkte  für  eine
zukunftsfähige  Mobilität.
Beim letzten Punkt der Klausurtagung
steht  die  Stärkung  des  gesellschaftli-
chen Zusammenhalts im Vordergrund.
Hier  geht  es  den  Grünen  im  Land
darum, junge Menschen für die Demo-
kratie  zu  begeistern.  Mit  Hilfe  von

Schulen  (Ganztagsangeboten)  und
Jugendverbänden - "von der Jugendfeu-
erwehr bis hin zur Naturschutzjugend" -
wollen die Grünen bei der jungen Gene-
ration die Begeisterung für Beteiligung
wecken. Fünf Millionen Euro wollen die
Grünen für den Zukunftsplan Jugend im
Haushalt einstellen.
Auf  die  Frage,  welche  Lösungen  der
Kirchheimer Abgeordnete den stauge-
plagten Autofahrern in der Region bie-
ten kann, verweist Schwarz unter ande-
rem auf den Koalitionsvertrag, in dem
als  Leitbild  eine  nachhaltige  und
moderne Verkehrspolitik festgeschrie-
ben ist.  Eine längerfristige Entlastung
bringe  ein  sechsspuriger  Ausbau  des
Albaufstiegs.  "Wir  müssen den Auto-
und Schwerlastverkehr  auf  den  Auto-
bahnen bündeln. Darüber hinaus setzt er
auf  eine  intelligente  Verkehrsführung
und einen Umstieg auf den ÖPNV. Hier
nennt er als Stichwort den Ausbau der
Regionalverkehre,  bei  dem langfristig
die SBahn-Tangentialverbindung Böb-
lingen-Flughafen-Wendlingen  einen
bedeutenden  Stellenwert  habe.
Ab 2021 ein Ticket für alle
Busse und Bahnen im Land
Aber wie kann man die Menschen für
den Umstieg auf den öffentlichen Perso-
nennahverkehr begeistern, wenn sie für
jedes  Verkehrsmittel  ein  extra  Ticket
benötigen?  "Mit  der  Gründung  der
Baden-Württembergischen Tarif-GmbH
wollen wir 2018 den Landestarif auf den
Weg bringen - ein Ticket für alle Busse
und Bahnen." Im Endausbau spätestens
2021 soll es dann über die Grenzen aller
Verkehrsverbünde  hinweg  ein  Ticket



geben. Gleichgültig, ob der Nutzer zum
Beispiel  zuerst  mit  dem  Bus  vom
Enzenhardt zum ZOB, dann weiter mit
der Bahn nach Tübingen und dort  mit

dem Tübinger Stadtverkehr zur Augen-
klinik oder zur Uni fahre. "Wir wollen
die ÖPNV-Nutzung vereinfachen", sagt
Andreas Schwarz.

Redaktionsgespräch mit Andreas Schwarz, Fraktionschef der Grünen im Landtag Foto: jh

Wörter: 654

© 2017 PMG Presse-Monitor GmbH



Badisches Tagblatt Baden-Baden vom 13.09.2017

Seite: 6 Ausgabe: Hauptausgabe
Ressort: Blick ins Land Gattung: Tageszeitung

Ideen müssen sich im Alltag bewähren
Grünen-Landtagsfraktion informiert sich in Karlsruhe über „autonomes Fahren“
Karlsruhe  (win)  –  „Wir  diskutieren
schon viel zu lange.“ Professor Johann
Marius Zöllner und seine Kollegen vom
Karlsruher Forschungszentrum Informa-
tik  (FZI)  wollen  sich  endlich  an  die
Arbeit  machen.  Noch  in  diesem  Jahr
sollen in Karlsruhe die ersten Module
des  Testfelds  „autonomes  Fahren“  in
Betrieb gehen, endlich soll geprüft wer-
den, ob die in den vergangenen Jahren
entwickelten  Ideen  sich  auch  im All-
tagsbetrieb  bewähren.
Teile  der  Grünen-Landtagsfraktion
informierten sich jetzt am FZI über den
aktuellen  Stand  der  Technik,  über
Datenschutz, bürokratische und rechtli-
che Hürden, vor allem auch darüber, wie
die Landespolitik unterstützend eingrei-
fen  kann.  Drei  Dinge  sind  es,  die  die
Landesgrünen laut ihres Fraktionsvorsit-
zenden Andreas Schwarz beim autono-

men Fahren vor allem im Blick haben.
Der Umbau der Mobilität im Land soll
ein Beitrag zum Klimaschutz leisten, die
Stickoxide in der  Luft  reduzieren und
auch dafür sorgen, dass die Wertschöp-
fung  im  Land  erhalten  bleibt.  Sehr
erfreut  reagierten  die  Grünen auf  den
Hinweis, dass auch der Öffentliche Nah-
verkehr beim Thema moderne Mobilität
eine  ganz  wichtige  Rolle  spielen  soll.
„Autonom und elektrisch genügt nicht“,
hatte  Alexander  Pischon,  Chef  des
Karlsruher  Verkehrsverbunds,  darauf
verwiesen,  dass  autonome  Mobilität
auch  mit  einer  Reduzierung  des  Ver-
kehrsaufkommens einhergehen müsse.
Öffentliche  Flächen  und  Parkplätze
könnten nur dann für die Allgemeinheit
zurückgewonnen  werden,  wenn  es
gelänge, Massenverkehr und Individual-
verkehr unter einen Hut zu bringen. Car-

Sharing und Leihfahrräder seien hierbei
eine wichtige Komponente.  Karlsruhe
gehöre zu den Pionierregionen auf die-
sem Gebiet,  inzwischen  drohten  aber
Berlin  und  Hamburg  der  Fächerstadt
den Rang abzulaufen. In diesem Zusam-
menhang sei nicht immer nachvollzieh-
bar, weshalb die Region Karlsruhe oder
das Land bei Fördergeldern des Bundes
leer  ausgingen.  Oberbürgermeister
Frank  Mentrup  fordert  deshalb  ver-
stärkte Lobbyarbeit in Berlin. „Wir sind
hier, weil wir dem automatisierten Fah-
ren einen Schub geben wollen“,  sagte
Schwarz diese Unterstützung zu. Baden-
Württemberg werde mit Engagement am
Thema bleiben und deshalb sei auch bei
noch offenen Fragen ein guter Informa-
tionsaustausch zwischen Politik,  Wis-
senschaft  und Industrie  wichtig.

Abbildung: Professor Johann Marius Zöllner (rechts) vom Forschungszentrum Informatik erläutert der Grünen-
Landtagsfraktion den Stand der Technik und Zukunftspläne.Heck
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Persönliche Anliegen statt große Themen
Ministerpräsident Kretschmann und seine Fraktion luden zum Bürgerdialog ein
Ettlingen.  Er  ist  der  erste  Mann  der
Stadt – und beim Bürgerdialog mit dem
Ministerpräsidenten  formuliert  er  das
erste Anliegen: Im nächsten Jahr, so Ett-
lingens OB Johannes Arnold (parteilos)
an die Adresse von Winfried Kretsch-
mann, feiern die Schlossfestspiele den
40. Geburtstag. „Eine Jubiläumszulage
wäre eine Krönung“,  ergänzt  der  Rat-
hauschef schmunzelnd. Ob sein Anlie-
gen von der grün-schwarzen Landesre-
gierung  erhört  wird?  Gestern  Abend
bleibt die Antwort zunächst noch offen.
Auf Antworten hoffen zu diesem Zeit-
punkt einige Fragesteller mehr. An die
200 Menschen sind zum Bürgerdialog
mit den über 40 grünen Landtagsabge-
ordneten und den Ministern der Partei in
die Schlossgartenhalle gekommen, der
bei  Redaktionsschluss  noch  andauert.
Eingeladen hat die grüne Landtagsfrak-
tion, die sich noch bis morgen in Ettlin-
gen  zur  Klausurtagung  trifft,  um  die
Eckpunkte der künftigen Politik abzu-

stecken. Die Fragen, die dem Minister-
präsidenten bei  solchen Anlässen von
Bürgern  gestellt  werden,  drehen  sich
indessen nicht immer um die große Poli-
tik,  wie der  Regierungschef  im BNN-
Gespräch erläutert. „Die Leute bringen
immer sehr persönliche Anliegen, nicht
die großen Themen, die die Schlagzei-
len in den Zeitungen bestimmen.“ Den-
noch möchte der Regierungschef solche
Gelegenheiten nicht  missen.  In Wahl-
kampfzeiten sind sie für einen wie ihn
ohnehin  Pflicht.  „Es  ist  wichtig,  die
Stimmung  mitzubekommen  und  zu
hören, was den Leuten unter den Nägeln
brennt“,  sagt  er.  Ein Jugendlicher  aus
Malsch will zum Beispiel von ihm wis-
sen,  was er  gegen zunehmende rechte
Tendenzen  im  Land  zu  tun  gedenkt.
Seine Mutter fragt sich, warum manche
Angestellte  des  Landes  nur  befristete
Verträge bekommen. In ihrem Bekann-
tenkreis gibt es davon einige Beispiele,
berichtet die Frau. Worum es den Grü-

nen geht,  erläutert  ihr  Landtagsfrakti-
onschef  Andreas  Schwarz.  Gesunde
Natur und Umwelt sowie neue und inno-
vative Mobilität sowie der gesellschaft-
liche Zusammenhalt sind drei zentrale
Komplexe.  Streiten ist  für  den Regie-
rungschef dabei „die Würze der Demo-
kratie“. Aber nur ein „zivilisierter Streit
hält die Gesellschaft zusammen“, mahnt
er und warnt vor „Polarisierern, Angst-
machern und Schlechtrednern“ – ohne
dabei  mit  einem  Wort  die  AfD  zu
erwähnen. Auch vom Terrorismus dürfe
man sich nicht einschüchtern lassen. Mit
Blick auf seine grünen Minister und den
Fraktionschef  hat  Kretschmann  noch
eine  andere  Botschaft:  „Sie  brauchen
sich über meine Nachfolge keine Sorge
machen!“
OB Arnold wünscht mehr Geld für die
Festspiele

Abbildung: IM DIALOG: Ministerpräsident Winfried Kretschmann (rechts) sprach gestern Abend in der Ettlinger
Schlossgartenhalle. Anschließend suchte er mit über 40 grünen Landtagsabgeordneten und den grünen
Ministern das Gespräch mit Bürgern. Foto: Fabry
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Ein „Stempel“ auch für Fleischprodukte
Grüne für System wie beim Ei
Von Jens Schmitz, RNZ Stuttgart
Stuttgart. Die Grünen wollen nach der
Sommerpause von Baden-Württemberg
aus eine bundesweite  Pflicht  zur  Hal-
tungskennzeichnung  bei  Fleisch  und
Wurstwaren  anstoßen.  Das  erklärten
Fraktionssprecher bei einem Pressege-
spräch. Ein transparentes System ana-
log zum Eierverkauf soll nicht nur Tier-
wohl,  Verbraucherschutz und Lebens-
mittelqualität  stärken,  sondern  auch
Erzeugern  Planungssicherheit  geben.
Das Projekt steht im Koalitionsvertrag
mit der CDU.
„Artgerechte Nutztierhaltung ist heute
ein breites gesellschaftliches Anliegen“,
heißt es im Entwurf zu einem Beschluss,
den die Grünen-Fraktion bei ihrer Klau-
surtagung nächste  Woche fassen will.
Thekla Walker und Martin Hahn, Spre-
cher  für  Tierschutz-  und Agrarpolitik,
zitierten Umfragen, denen zufolge viele
Verbraucher bei der Fleischerzeugung
mehr Transparenz wünschen und auch
bereit  wären,  für  Produkte  aus  artge-

rechter Haltung Aufpreise zu bezahlen.
Der Erfolg der Eierkennzeichnung habe
gezeigt, dass diese Bereitschaft echt sei,
erklärte Walker.
Seit den Jahren 2004 und 2005 müssen
in  der  EU  verkaufte  Hühnereier  mit
Nummerncodes  versehen werden,  aus
denen nicht nur die Herkunft, sondern
auch die Haltungsform hervorgeht. Der
Anteil von Käfigeiern ist seither im Ein-
zelhandel steil  abgestürzt.  „Fleisch ist
komplizierter, das ist uns klar“, erklärte
Hahn. Auch dafür schwebt den Grünen
aber  ein  vierstufiges  Modell  vor,  von
ökologischer Tierhaltung (Kennzeich-
nung 0; mindestens EU-Bio-Standard)
bis zur Erfüllung der tierschutzrechtli-
chen Mindestanforderungen (3).  Erste
Schätzungen gingen je  nach Standard
von einem Preisanstieg zwischen drei
und fünf Prozent aus, erklärte Walker.
Die Partei strebt eine staatliche kontrol-
lierte Eigenzertifizierung der Betriebe
an, mit stichprobenartigen Nachprüfun-
gen.  Hoffnungen  auf  eine  EU-weite-

Regelung machen sich die Grünen der-
zeit nicht. Die vormalige grün-rote Lan-
desregierung habe  bereits  festgestellt,
dass ein nationaler Alleingang möglich
sei.
Einige Erzeuger  wünschten sich,  dass
die Kennzeichnung freiwillig wird. Das
finden die Grünen sinnlos. Im Koaliti-
onsvertrag mit der CDU steht: „Durch
eine  Haltungskennzeichnung  bei  fri-
schem Fleisch – analog zur Eierkenn-
zeichnung – wollen wir faire Preise für
die Erzeuger und Transparenz ermögli-
chen.“
Einen Fehler aus der geltenden Eierpra-
xis wollen die Grünen dabei vermeiden:
Die  dortige  Kennzeichnungspflicht
erfasst  weder  Flüssigeiprodukte  noch
anderweitig verarbeitete Eier; entspre-
chend ist der Anteil an Käfigerzeugnis-
sen in diesen Kategorien hoch geblie-
ben. „Wir müssen die verarbeiteten Pro-
dukte einbeziehen“, erklärte Hahn.
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Wie leben Tiere vor ihrer Schlachtung?
Grüne im Landtag fordern mehr Transparenz bei Fleisch

Wie  sind  Tiere  gehalten  worden,  deren  Fleisch  im  Supermarkt  liegt  oder  ein  Metzger
verarbeitet? Um Verbrauchern mehr Klarheit zu bieten, fordert die Landtagsfraktion der Grünen
eine neue Qualitätskennzeichnung – ähnlich wie es sie bereits bei den Eiern gibt. Nils Mayer
Stuttgart Viele Fleischkonsumenten sind
laut Umfragen bereit, höhere Preise zu
bezahlen, wenn Erzeuger ihre Schweine,
Rinder  oder  Hühner  artgerecht  halten
und die Qualität stimmt. Bisher ist es für
sie aber gar nicht so einfach, bei all den
Gütesiegeln  und  Qualitätszeichen  auf
Verpackungen den Durchblick zu behal-
ten und die Tierhaltungsform nachzu-
vollziehen. Die agar-,  tierschutz-,  und
verbraucherschutzpolitischen Experten
der  Grünen  im  baden-württembergi-
schen Landtag machen sich deshalb für
die Einführung einer staatlichen Quali-
tätskennzeichnung für Fleisch stark.
„Es gibt ein Label-Wirrwarr“, sagt die
tierschutzpolitische Sprecherin der Grü-
nen, Thekla Walker. Gleichwohl fehle
derzeit die Transparenz, wie ein Erzeu-
ger  seine  Tiere  halte.  Das  wolle  man
ändern, die artgerechte Tierhaltung stär-
ken und Verbrauchern eine einfachere
Entscheidungsgrundlage für  den Kauf
an die Hand geben – analog zur bereits
bestehenden Eierkennzeichnung.
Die Kennzeichnung für Hühnereier gibt
es  innerhalb  der  Europäischen  Union
(EU)  inzwischen  seit  mehr  als  zwölf
Jahren.  Eine 3 steht demnach für Eier
aus Käfighaltung in einer Legebatterie,

eine 2 für Eier aus Bodenhaltung, eine 1
für Eier aus Freilandhaltung und eine 0
für  Bio-Eier  aus  Freilandhaltung  mit
Futter  aus  ökologischem Anbau.  Aus
Sicht des agrarpolitischen Sprechers der
Grünen,  Martin Hahn,  ist  diese Rege-
lung  längst  ein  Erfolg.  Sie  habe  dazu
geführt, dass die Eierkonsumenten tier-
wohlorientierter einkaufen, sagt er.
Vier  Kennzeichnungskategorien  kön-
nen sich die Grünen auch beim Fleisch
vorstellen: eine 3 könnte für tierschutz-
rechtliche  Mindestanforderungen  ste-
hen; eine 0 für ökologische Tierhaltung,
die  mindestens  die  Bio-Standards  der
EU erfüllt  und die  beste  Qualität  ver-
spricht. Einige Fragen und Details zur
konkreten  Ausgestaltung  und  Umset-
zung seien noch offen, heißt es. Exper-
ten  gehen  bei  Einführung  eines  Hal-
tungsnachweises  von  einem  Preisan-
stieg der Fleischware von drei bis fünf
Prozent aus.
Weil mehrere EU-Mitgliedsstaaten den
Plänen für eine Fleischkennzeichnung
eher negativ gegenüberstehen, schwebt
den Grünen im Landtag eine bundesein-
heitliche  Regelung  vor.  Sie  soll  für
Erzeuger in Deutschland verpflichtend,
für Erzeuger aus anderen Ländern frei-

willig sein. Der Bauernverband fürchtet
einen Wettbewerbsnachteil für manche
Betriebe,  er  äußerte  sich  bei  einer
öffentlichen Anhörung im Juli dement-
sprechend kritisch zu den Plänen. Der
grüne Agrarexperte Hahn hält die aber
für  unbegründet.  Vielmehr  habe  die
Landwirtschaft dadurch mehr Investiti-
onssicherheit  –  zum  Beispiel  beim
Umbau  in  artgerechtere  Ställe  –  und
mehr Chancen, sich über eine hohe Qua-
lität auf dem Markt zu behaupten.
Die  grüne  Landtagsfraktion  will  die
Pläne  auf  der  Klausurtagung  in  der
nächsten Woche verabschieden. Sofern
eine  Fleischkennzeichnung  in  den
Koalitionsverhandlungen nach der Bun-
destagswahl  nicht  ohnehin  eine  Rolle
spielt, strebt sie eine Bundesratsinitia-
tive an. Der dafür zuständige Agrar- und
Verbraucherschutzminister Peter Hauk
(CDU) zeigt sich offen. Wie die Kenn-
zeichnung  genau  ausgestaltet  werde,
müsse man allerdings noch besprechen,
sagt eine Sprecherin von Hauk. Klar sei:
Es  müsse  eine  „praktikable  Lösung“
sein, die nicht zu viel Bürokratie verur-
sache und dem Verbraucher auch etwas
bringe.
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Grüne wollen Verkehr ohne Schadstoffe
Klausurtagung  Fraktion  beschließt  Positionspapier  zur  Förderung  des  Wandels  in  der
Automobilindustrie.
Ettlingen. Die Grünen wollen den Wan-
del in der Automobilindustrie aktiv vor-
antreiben. „An sauberen Antrieben, der
Digitalisierung und der Elektrifizierung
des  Verkehrs  geht  kein  Weg  vorbei“,
heißt  es in einem Positionspapier,  das
die Landtagsfraktion am Mittwoch auf
ihrer Klausur in Ettlingen beschlossen
hat. Um diesen Anforderungen gerecht
zu  werden,  müsse  sich  die  Autoindu-
strie in Baden-Württemberg „fundamen-
tal“  wandeln.  Nur  so  könnten  bei  der
n o t w e n d i g e n  T r a n s f o r m a t i o n
„Arbeitsplätze und Wertschöpfung“ im
Land erhalten bleiben. Weiter heißt es in
dem Beschluss: „Ein Beharren auf dem
Sta tus  quo  und  den  b i sher igen
Geschäftsmodellen  ist  sowohl  wirt-
schafts- als auch verkehrspolitisch nicht
zielführend.“
Von der künftigen Bundesregierung for-
dern  die  Grünen  die  Einführung  der

Blauen Plakette und weiterer Instrumen-
tarien für die Umsetzung des „Luftrein-
halterechts auf Landesebene“. In Rich-
tung Wirtschaft heißt es: „Als Lösung
für die nahe Zukunft erwarten wir von
der Automobilindustrie wirksame Nach-
rüstungen für Diesel-Pkw, um Gesund-
heitsschutz zu gewährleisten und Fahr-
verbote zu vermeiden.“ Überhaupt sieht
die Fraktion die Hersteller in der Bring-
schuld: Der Strategiedialog der Landes-
regierung biete der Autoindustrie Gele-
genheit,  „Glaubwürdigkeit  zurück  zu
gewinnen“.
Schwarz: Wandel ist Chance
Selbst  will  die  Fraktion  den  Prozess
durch  verschiedene  Maßnahmen  auf
Landesebene unterstützen und Baden-
Württemberg  trotz  „schwieriger  Aus-
gangsbedingungen“  als  „Modellland
beim Klimaschutz im Verkehr“ positio-
nieren.  So sollen  Forschung und Ent-

wicklung  „für  eine  klimafreundliche,
emissionsfreie, sichere und preiswerte
Mobilität technologieoffen“ intensiviert
und der Ausbau der Infrastruktur für die
E-Mobilität beschleunigt werden.
„Unser Ziel ist das emissionsfreie Fah-
ren“,  sagte  Grünen-Fraktionschef
Andreas Schwarz dieser Zeitung. „Wir
verstehen  diese  Transformation  als
Chance  für  Baden-Württemberg,  um
Wertschöpfung und Wohlstand im Land
zu  sichern.“  Mit  seiner  exzellenten
Hochschul- und Forschungslandschaft,
starken Mittelständlern und seiner Grün-
derszene habe der Südwesten dafür die
besten Voraussetzungen. „Wir sehen es
als unsere politische Aufgabe an, diese
Potenziale zu heben und den Mobilitäts-
wandel  mit  den  dafür  notwendigen
S t r u k t u r e n  u n d  R e s s o u r c e n
auszus ta t t en .“  Roland  Musche l
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Grüne wollen Fleisch besser kennzeichnen
Art der Tierhaltung soll für Verbaucher erkennbar sein – CDU lehnt Pläne ab
Die  Grünen  fordern,  für  Fleisch  eine
deutschlandweit  verbindliche  Kenn-
zeichnung einzuführen. Sie soll analog
zu jenem System funktionieren, mit dem
Eier  ausgezeichnet  werden.  Die  CDU
warnt vor einem Bürokratiemonster und
fürchtet um kleine Betriebe. Der Bau-
ernverband ist  auch dagegen.
Wer  heute  Eier  kauft,  kann  sich  auf
eines verlassen: Eine Kombination aus
Zahlen und Buchstaben zeigt, aus wel-
chem Bundesland ein Ei kommt und wie
die  Hennen  gehalten  werden.  Die  08
steht für Baden-Württemberg, die Ziffer
0 zeigt  biologische Haltung an.  Die 1
steht für Freiland, die 2 für Boden- und
die 3 für Käfighaltung. Die Vorschrif-
ten gelten EU-weit, Bauern und Händ-
ler müssen sich daran halten.
 Eierkennzeichnung als Vorbild
„Das ist  ein voller Erfolg.  Die Menge
der Eier aus Bio- und Freilandhaltung ist
stark  gestiegen“,  sagt  Martin  Hahn,
Agrarexperte der Grünen aus Überlin-
gen. Ein wichtiger Grund sei, dass das
System  einfach  ist.  Außerdem  ist  es
gesetzlich  vorgeschrieben.  Deswegen
verlassen sich Verbraucher auf das, was
auf den Eiern steht. Die Hühnerzüchter
selbst  hätten  laut  Hahn  daher  die
Chance, sich an verbindlichen Kriterien
zu  orientieren  und  damit  zu  werben.
Kunden seien im Gegenzug bereit, mehr
für verlässliche Qualität zu zahlen, die
Bauern erhielten so bessere Preise.
Doch  schon  an  dieser  Argumentation
entzündet  sich  Kritik.  Marko  Eberle
vom Landesbauernverband hält sie für
nicht schlüssig. Denn seit 2016 ist die
Käfighaltung von Hühnern in Deutsch-
land verboten. „Es war nicht die Kenn-
zeichnung, sondern das Verbot, das den
Umschwung gebracht hat“, sagt Eberle.

Bevor  der  Handel  die  Käfighaltungs-
Eier aus den Regalen nahm, hätten Kun-
den durchaus noch solche Eier gekauft.
 Alle Produkte auszeichnen
Die  Grünen  sehen  das  Eier-System
dagegen als  Vorbild  und wollen beim
Fleisch ebenfalls so verfahren. Ob Filet
beim Metzger, Wurst oder andere Pro-
dukte  der  Schlachtung  –  alle  sollen
gekennzeichnet  werden.  Dabei  stünde
die 3 für Betriebe, die die gesetzlichen
Mindestanforderungen des Tierschutzes
erfüllen.  Bei  der  2  hätten  Tiere  mehr
Platz als vorgeschrieben und artgerech-
tere  Lebensbedingungen.  Wer  sein
Fleisch mit 1 auszeichnen will, müsste
seinen Tiere Auslauf gewähren. Die 0
stünde für Öko-Höfe, die nach EU-Bio-
Standard oder höher wirtschaften.
Dem  Landesbauernverband  ist  diese
Abstufung  zu  ungenau.  „Sie  wider-
spricht dem heutigen Forschungsstand“,
sagt Referent Eberle. Es gebe viele sinn-
volle  Formen der  Haltung,  ein grobes
Raster  sage  wenig  aus.  Es  sei  nicht
gesagt,  dass  ein  Schwein mit  Auslauf
besser  lebe als  eines ohne.  Das hänge
von vielen Faktoren ab.
Das Land kann an der geltenden Rechts-
lage allein nichts ändern. Dazu braucht
es ein Bundesgesetz.  Sollten die  Grü-
nen an einer künftigen Bundesregierung
beteiligt sein, wollen sie sich dort für die
Kennzeichnungspflicht  einsetzen.
Außerdem  vorstellbar:  eine  gemein-
same Gesetzesinitiative mit der CDU im
Bundesrat. „Wir haben die Kennzeich-
nungspflicht  in  den  Koalitionsvertrag
geschrieben.  Wir  werden jetzt  auf  die
CDU und das Landwirtschaftsministe-
rium zugehen und die  Details  bespre-
chen. Dem sehe ich gelassen entgegen“,
sagt Tierschutz-Expertin Thekla Walker.

Doch die CDU reagiert weniger gelas-
sen. „Wir sehen das skeptisch. Das vor-
geschlagene  System  erfordert  einen
hohen Aufwand, den Landwirte, Metz-
ger  und  Händler  zahlen  sollen“,  sagt
Patrick Rapp, CDU-Experte für Ländli-
chen  Raum  und  Verbraucherschutz.
Fachleute würden vor einer Einführung
warnen – die praktische Umsetzung sei
kaum  händelbar.  „Natürlich  wäre  es
wünschenswert, wenn wir Fleisch ana-
log  zu  Eiern  kennzeichnen  könnten.
Aber es ist nicht leistbar“, glaubt Rapp.
Ein Tier werde in so viele Teile zerlegt,
dass es nahezu unmöglich sei, alle Pro-
dukte zu kennzeichnen.
 Hoher Aufwand für Erzeuger
Genau so sieht das der Landesbauern-
verband. „Das ist ein Riesenaufwand an
Verwaltung und Logistik. Das belastet
gerade unsere kleinen und mittelständi-
schen Betriebe. Das geht gar nicht“, sagt
Bauernvertreter Eberle. Eine freiwillige
Kennzeichnungspflicht sei im Sinne der
Landwirte,  eine  Pflicht  nehme  ihnen
aber  die  nötige  Flexibilität.  Es  gebe
bereits  gute  Label  wie  etwa  das  der
Initiative Tierwohl. Es wird an freiwil-
lig  teilnehmende Landwirte  vergeben.
Der Handel zahlt ihnen Geld, wenn sie
Standards zur Tierhaltung erfüllen.
Im  Landwirtschaftsministerium  will
man die  Vorschläge der  grünen Frak-
tion gründlich prüfen. „Wir fühlen uns
natürlich  an  den  Koalitionsvertrag
gebunden, aber wir sehen Diskussions-
bedarf“, sagt ein Sprecherin von Mini-
ster Peter Hauk (CDU). Man sei strikt
gegen eine Kennzeichnungspflicht für
alle  Fleischprodukte.  Das  sei  schlicht
nicht  praktikabel.

Abbildung: Die Grünen wollen eine genauere Herkunftsbezeichnung beim Fleisch durchsetzen – Landwirte und der
Koalitionspartner CDU reagieren skeptisch.
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Grünen-Fraktion fordert vom Bund Investition in
Bahnverkehr
Nach  der  Havarie  in  Rastatt  mit  der  Unterbrechung  der  Rheintalbahn  hat  die  Grünen-
Landesfraktion massive Kritik  an der Verkehrspolitik  des Bundes geäußert.  Fraktionschef
Andreas Schwarz sagte am Mittwoch, das Land habe viele Strecken beim Bund angemeldet,
mit denen Kapazitäten und Spielräume
im Schienennetz hätten geschaffen wer-
den können. «Diese hätten auch die Fol-
gen einer Streckensperrung -  wie der-
zeit  auf  der  Rheintalbahn  -  deutlich
abgemildert.» Die Bundesregierung und
der Bundesverkehrsminister seien aber
bei dem Thema nach wie vor im Schlaf-
wagen unterwegs.
Die Landtagsfraktion forderte bei ihrer
Klausur ein Investitionsprogramm des

Bundes in der kommenden Legislaturpe-
riode  mit  einem Volumen von  sieben
Milliarden Euro, das auch dem Schie-
nennetz  zugute  kommen  solle.  Die
Abgeordneten pochen insbesondere auf
den  Ausbau  und  die  Elektrifizierung
mehreren Bahnstrecken. «Die aktuelle
Streckensperrung  der  Rheintalbahn
zeigt, dass die Schieneninfrastruktur in
Baden-Württemberg auf Kante genäht
ist»,  heißt es in dem von der Fraktion

beschlossenen Papier.
Die hochfrequentierte Strecke zwischen
Rastatt  und Baden-Baden ist  seit  dem
12.  August  gesperrt.  Beim Tunnelbau
der Nord-Süd-Achse waren Wasser und
Erde  eingedrungen,  woraufhin  die
Schienen absackten. Am 7. Oktober soll
die Strecke wieder freigegeben werden.
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Grünen-Fraktion fordert vom Bund Investition in
Bahnverkehr
Stuttgart (dpa/lsw) Nach der Havarie in Rastatt mit der Unterbrechung der Rheintalbahn hat die
Grünen-Landesfraktion  massive  Kritik  an  der  Verkehrspolitik  des  Bundes  geäußert.
Fraktionschef Andreas Schwarz sagte am Mittwoch, das Land habe viele Strecken beim Bund
angemeldet,
mit denen Kapazitäten und Spielräume
im Schienennetz hätten geschaffen wer-
den können. «Diese hätten auch die Fol-
gen einer Streckensperrung -  wie der-
zeit  auf  der  Rheintalbahn  -  deutlich
abgemildert.» Die Bundesregierung und
der Bundesverkehrsminister seien aber
bei dem Thema nach wie vor im Schlaf-
wagen unterwegs.
Die Landtagsfraktion forderte bei ihrer
Klausur ein Investitionsprogramm des

Bundes in der kommenden Legislaturpe-
riode  mit  einem Volumen von  sieben
Milliarden Euro, das auch dem Schie-
nennetz  zugute  kommen  solle.  Die
Abgeordneten pochen insbesondere auf
den  Ausbau  und  die  Elektrifizierung
mehreren Bahnstrecken. «Die aktuelle
Streckensperrung  der  Rheintalbahn
zeigt, dass die Schieneninfrastruktur in
Baden-Württemberg auf Kante genäht
ist»,  heißt es in dem von der Fraktion

beschlossenen Papier.
Die hochfrequentierte Strecke zwischen
Rastatt  und Baden-Baden ist  seit  dem
12.  August  gesperrt.  Beim Tunnelbau
der Nord-Süd-Achse waren Wasser und
Erde  eingedrungen,  woraufhin  die
Schienen absackten. Am 7. Oktober soll
die Strecke wieder freigegeben werden.

Abbildung: Andreas Schwarz (Bündnis 90/Die Grünen). Foto: Sebastian Gollnow/Archiv.
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Ökologie: Grüne wollen mit zehn Maßnahmen Vielfalt bewahren

Konzept für Naturschutz
Stuttgart. Die Landtagsfraktion der Süd-
west-Grünen hat gestern bei ihrer Klau-
sur in Ettlingen (Kreis Karlsruhe) einen
Zehn-Punkte-Plan zur Biodiversität ver-
abschiedet.  „Die  bisherigen  Maßnah-
men reichen nicht aus, um die Schäden
an der Tier- und Pflanzenwelt auszuglei-
chen. Dafür sind in dieser Legislaturpe-
riode  weitere  wirkungsvolle  Maßnah-
men  notwendig“  ,  sagte  Andreas
Schwarz,  Vorsitzender  der  Grünen-
Landtagsfraktion,  dieser  Zeitung.  Vor
allem in den landwirtschaftlich genutz-

ten Gebieten gehe die biologische Viel-
falt im Südwesten dramatisch zurück, so
Schwarz  weiter.  Deswegen müsse  die
Naturschutzstrategie des Landes weiter-
entwickelt werden.
Teil des Zehn-Punkte-Planes sind unter
anderem die schnelle Erfassung von den
vom Aussterben bedrohten Insektenar-
ten, der Ausbau der ökologisch-wissen-
schaftlichen Lehre an den Hochschulen
und die Wiederherstellung von Natur-
schutzgebieten.  Außerdem  sind  die
Umsetzung eines landesweiten Biotop-

verbunds  und  die  Herstellung  von
Naturerfahrungsräumen  in  städtisch
geprägten  Gebieten  geplant.  Darüber
hinaus  steht  die  Entwicklung  einer
Pestizidreduktionsstrategie  oder  auch
die Einrichtung von Bio-Musterregio-
nen auf der Liste. Die Grünen-Fraktion
drängt darauf, dass ihr Naturschutzkon-
zept  von  der  Landesregierung  umge-
setzt  wird.  Die  Kosten  belaufen  sich
nach Angaben von Schwarz auf etwa 15
Millionen Euro. mis
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Bund soll stärker für Bildung zahlen
Liberale: Land gewährt Berlin im Gegenzug Mitsprache – SPD fordert Milliarden für Kommunen
– Grüne wollen Artensterben stoppen

Fraktionen Liberale: Land gewährt Berlin im Gegenzug Mitsprache – SPD fordert Milliardenhilfe
für Kommunen – Grüne wollen Artensterben stoppen Arnold Rieger
Stuttgart Der Bund sollte nach Ansicht
der Landtags-FDP seine Schatulle viel
stärker für Bildungsaufgaben öffnen und
dafür im Gegenzug auch gewisse Mit-
spracherechte in den Ländern erhalten.
„Finanzminister  Wolfgang  Schäuble
weiß nicht, wohin mit dem Geld“, sagte
FDP-Fraktionschef Hans-Ulrich Rülke
am Donnerstag nach einer Klausursit-
zung seiner Fraktion. Die Länder könn-
ten  andererseits  die  Qualität  der  Bil-
dung nicht aus eigener Kraft verbessern.
Um die Berliner Geldquelle anzuzapfen,
die Bildung aber trotzdem in der Zustän-
digkeit  der Länder zu belassen, schla-
gen die Liberalen vor, dem Bund eine
Mitsprache bei Standards von Schulab-
schlüssen oder der Lehrerbildung ein-
zuräumen. Wie diese Standards erreicht
werden, sollten die Länder aber weiter-
hin selbst bestimmen.
Auch SPD-Fraktionschef Andreas Stoch
sieht auf diesem Feld Kooperationsmög-
lichkeiten, ohne die föderale Aufgaben-
teilung  aufzuweichen.  Notwendig  sei
eine neue Partnerschaft zwischen Bund
und  Ländern  bei  der  Bildungspolitik:
„Das  Kooperationsverbot  stößt  in  der
Bevölkerung auf Unverständnis.“  Das

dürfe  aber  nicht  zu  einer  Zentralisie-
rung  führen,  denn  diese  bringe  den
Schulen  keinen  Qualitätsgewinn.
Die  SPD-Fraktion  hat  sich  auf  ihrer
Klausursitzung vor allem mit dem Lan-
deshaushalt  befasst  und  dabei  eine
gewisse Übereinstimmung mit der grün-
schwarzen  Regierung  festgestellt.  So
seien  die  geplanten  Investitionen  in
Digitalisierung,  innere  Sicherheit  und
Infrastruktur richtig. Darüber hinaus for-
dert Stoch jedoch, die Kommunen mit
einer  Milliarde  Euro  zu  unterstützen,
denn bei diesen sei in den vergangenen
Jahren stets gekürzt worden. Angesichts
der hohen Steuereinnahmen rechnet er
damit, dass dem Land in den nächsten
beiden Jahren ein Überschuss von zwei
Milliarden Euro bleiben wird.  Er  for-
dert von der Landesregierung konkrete
Angaben, was mit diesem Geld gesche-
hen soll.
Die Liberalen bekräftigten ihre Forde-
rung nach Schuldentilgung: Die Rück-
zahlung von mindestens einer Milliarde
Euro sei möglich.
Die Grünen haben auf ihrer Fraktions-
klausur ein detailliertes Programm zum
„Erhalt  der  biologischen  Vielfalt“

beschlossen. Es sieht unter anderem den
Ankauf von ökologisch wertvollen Flä-
chen und eine stärkere  Förderung des
ökologischen  Landbaus  vor.  Zum
Schutz von Insekten, Boden und Gewäs-
sern  wollen  die  Grünen  auch  eine
umfassende Strategie zur Verringerung
des Einsatzes chemischer Pestizide vor-
legen.  „Der  Erhalt  der  biologischen
Vielfalt  ist  eine Aufgabe,  die uns alle
betrifft“,  sagte Fraktionschef  Andreas
Schwarz unserer Zeitung. Zwar sei die
Umweltverwaltung durch neue Stellen
gestärkt  worden,  doch  seien  weitere
Maßnahmen  notwendig.
Zunächst soll eine Erfassung bestimm-
ter  Insektenarten  die  Wissenslücken
über den Artenschwund ausfüllen. Not-
wendig  ist  nach  Ansicht  der  Grünen
aber auch, die vielerlei Biotope besser
zu  verbinden.  Bei  der  ökologischen
Landwirtschaft  soll  das  Land Vorbild
werden und auf ausgewählten Staatsdo-
mänen Beispiele für eine naturschutzge-
rechte landwirtschaftliche Praxis liefern.
Am  Freitag  wollen  Grüne  und  CDU
Ergebnisse  ihrer  Klausuren  detailliert
vorstellen.

Abbildung: Fordert Grün-Schwarz zum Schuldentilgen auf: FDP-Fraktionschef Hans-Ulrich Rülke.
Fotograf: dpa
Wörter: 436
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Bund soll stärker für Bildung zahlen
Liberale:  Land  gewährt  Berlin  im Gegenzug Mitsprache  –  SPD fordert  Milliardenhilfe  für
Kommunen –  Grüne wollen  Artensterben  stoppen

Fraktionen Liberale und SPD sprechen sich für Kooperation aus. Arnold Rieger
Der Bund sollte nach Ansicht der Land-
tags-FDP seine Schatulle viel stärker für
Bildungsaufgaben öffnen und dafür im
Gegenzug  auch  gewisse  Mitsprache-
rechte in den Ländern erhalten. „Finanz-
minister Wolfgang Schäuble weiß nicht,
wohin mit dem Geld“, sagte FDP-Frak-
tionschef Hans-Ulrich Rülke am Don-
nerstag nach einer Klausursitzung sei-
ner Fraktion. Die Länder könnten ande-
rerseits die Qualität  der Bildung nicht
aus  eigener  Kraft  verbessern.  Um die
Berliner Geldquelle anzuzapfen, die Bil-
dung aber trotzdem in der Zuständigkeit
der  Länder  zu  belassen,  schlagen  die
Liberalen vor, dem Bund eine Mitspra-
che bei  Standards von Schulabschlüs-
sen  oder  der  Lehrerbildung  einzuräu-
men. Auch SPD-Fraktionschef Andreas
Stoch sieht Kooperationsmöglichkeiten,
ohne die föderale Aufgabenteilung auf-
zuweichen.  Notwendig  sei  eine  neue
Partnerschaft zwischen Bund und Län-
dern  bei  der  Bildungspolitik:  „Das
Kooperationsverbot stößt in der Bevöl-
kerung auf Unverständnis.“ Das dürfe
aber nicht zu einer Zentralisierung füh-

ren, denn diese bringe keinen Qualitäts-
gewinn.
Die  SPD-Fraktion  hat  sich  auf  ihrer
Klausursitzung vor allem mit dem Lan-
deshaushalt  befasst  und  dabei  eine
gewisse Übereinstimmung mit der grün-
schwarzen  Regierung  festgestellt.  So
seien  die  geplanten  Investitionen  in
Digitalisierung,  innere  Sicherheit  und
Infrastruktur richtig. Darüber hinaus for-
dert Stoch jedoch, die Kommunen mit
einer  Milliarde  Euro  zu  unterstützen,
denn bei diesen sei in den vergangenen
Jahren stets gekürzt worden. Angesichts
der hohen Steuereinnahmen rechnet er
damit, dass dem Land in den nächsten
beiden Jahren ein Überschuss von zwei
Milliarden Euro bleiben wird.  Er  for-
dert von der Landesregierung konkrete
Angaben, was mit diesem Geld gesche-
hen soll. Die Liberalen bekräftigten ihre
Forderung nach Schuldentilgung:  Die
Rückzahlung von mindestens einer Mil-
liarde Euro sei möglich.
Die Grünen haben auf ihrer Fraktions-
klausur ein detailliertes Programm zum
„Erhalt  der  biologischen  Vielfalt“

beschlossen. Es sieht unter anderem den
Ankauf von ökologisch wertvollen Flä-
chen und eine stärkere  Förderung des
ökologischen  Landbaus  vor.  Zum
Schutz von Insekten, Boden und Gewäs-
sern  wollen  die  Grünen  auch  eine
umfassende Strategie zur Verringerung
des Einsatzes chemischer Pestizide vor-
legen.  „Der  Erhalt  der  biologischen
Vielfalt  ist  eine Aufgabe,  die uns alle
betrifft“,  sagte Fraktionschef  Andreas
Schwarz unserer Zeitung. Zunächst soll
eine landesweite Erfassung bestimmter
Insektenarten die  Wissenslücken über
den Artenschwund ausfüllen. Notwen-
dig  ist  nach  Ansicht  der  Grünen  aber
auch,  die  vielerlei  Biotope  besser  zu
verbinden. Bei der ökologischen Land-
wirtschaft  soll  das Land Vorbild wer-
den und auf ausgewählten Staatsdomä-
nen  Anschauungsbeispiele  für  eine
naturschutzgerechte landwirtschaftliche
Praxis liefern. An diesem Freitag wol-
len Grüne und CDU die Ergebnisse ihrer
Fraktionsklausuren detailliert vorstellen.

Abbildung: Fordert Grün-Schwarz zum Schuldentilgen auf: FDP-Fraktionschef Hans-Ulrich Rülke.
Fotograf: dpa
Wörter: 397
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Heidenheim

Warum Menschen gaffen
Nach dem Fall eines Gaffers in Heiden-
heim fordert die Polizeigewerkschaft
ein härteres juristisches Durchgreifen.
stzlinx.de/j1a
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Kaum mehr Schmetterlinge im Netz

W
eniger Arten, weniger Individuen – das ist
das Resümee von Fachleuten zur aktuel-
len Lage von Schmetterlingen, Spinnen

und anderen Insekten in Deutschland. Wissen-
schaftlich genau beziffern lässt sich dieser Rückgang
allerdings nicht, dafür sind die verfügbaren Daten zu
gering und zu lokal begrenzt. Ein flächendeckendes
Monitoring, also ein systematisches Erfassen und
Protokollieren, fehlt.

Der oft zitierte Wert von 80 Prozent, um die die
Biomasse der Insekten in den vergangenen Jahren
abnahm, basiert auf den Erkenntnissen des Entomo-
logischen Vereins Krefeld. Dort stellen Wissen-
schaftler mithilfe von Ehrenamtlichen seit vielen 
Jahrzehnten sogenannte Malaise-Fallen auf, in 
denen sich die Tiere verfangen. So kann man sie zäh-
len. Als die Krefelder Forscher 2013 im Naturschutz-
gebiet Orbroich das Insektenvorkom-
men an zwei Standorten mit jenen des 
Jahres 1989 verglichen, stellten sie eine
Abnahme von mehr als 75 Prozent fest.
Im Wahnbachtal bei Bonn wiederum
wurde seit 1989 bei Großschmetterlin-
gen ein Artenverlust von 22 Prozent und ein Indivi-
duenverlust von 56 Prozent registriert. 

Die Daten gelten als wissenschaftlich gesichert
und fanden international Beachtung. Bei einem öf-
fentlichen Fachgespräch des Umweltausschusses

des Deutschen Bundestags sprachen die Fachleute 
jedenfalls unisono von einem dramatischen Rück-
gang seit der Jahrtausendwende. Große Arten sind
offenbar mehr betroffen als kleine, Spezialisten häu-
figer als Generalisten. 

Als Ursachen werden verschiedene Faktoren ge-
nannt, so etwa die Fragmentierung und Zerstörung
von Lebensräumen. Für den Rückgang machen man-
che Wissenschaftler aber auch Neonikotinoide, eine

Gruppe von Insektiziden, verantwort-
lich. Sie werden seit Mitte der 1990er
Jahre in der Landwirtschaft eingesetzt
und enthalten synthetisch hergestellte
Wirkstoffe, die bei Insekten die Weiter-
leitung von Nervenreizen blockieren

und so zum Tod führen. Für den Anbau von Kultur-
pflanzen ist diese Wirkung willkommen, denn mit
Präparaten wie Clothianidin oder Imidacloprid las-
sen sich Pflanzen sowohl vor beißenden als auch vor
saugenden Insekten schützen. Studien aus verschie-

denen Ländern belegen mittlerweile einen Zusam-
menhang zwischen dem Einsatz der Insektizide und
dem generellen Schwund von Insekten. 

Die Auswirkungen auf Honigbienen werden von
der Wissenschaft zwar noch kontrovers diskutiert,
doch im Stuttgarter Umweltministerium kommt
man zum Schluss: „In der Gesamtschau der vorlie-
genden Erkenntnisse muss davon ausgegangen wer-
den, dass neonikotinoide Wirkstoffe in Pflanzen-
schutzmitteln erhebliche negative Auswirkungen 
auf Nicht-Zielorganismen wie beispielsweise Honig-
bienen haben.“ Deshalb hat die EU-Kommission be-
reits im Jahr 2013 die Verwendung einiger dieser 
Wirkstoffe stark eingeschränkt. 

Der Verlust von Biodiversität hat nach Meinung
der Fachleute auch im Hinblick auf das Bestäuben
einen erheblichen Einfluss auf Wild- und Nutzpflan-
zen sowie auf die Nahrungsmittelproduktion. Und 
nicht zuletzt gilt der Insektenmangel als eine der
Ursachen für die rückläufige Zahl von Vögeln: „Für 
das Ökosystem ist das fatal, denn Insekten sind die
Grundlage vieler Tiere“, sagt der frühere Nabu-Lan-
desvorsitzende und jetzige Staatssekretär im Um-
weltministerium, André Baumann.

Von vielen Seiten steht die Politik deshalb unter
Druck. Vor allem die Umweltverbände fordern einen
grundlegenden Wandel beim Einsatz von Insektizi-
den in der Landwirtschaft.

Daten Studien belegen, dass der Bestand 
der Insekten deutlich abgenommen hat. 

Besonders in der Kritik sind
die Neonikotinoide. Von Arnold Rieger

Dornier-Museum Der Ruhm der Landshut-Rückführung 
wurde allzu früh verteilt, meint Rüdiger Bäßler. SEITE 26 
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Internationaler Piratentag

Die Welt der Piraten im Quiz
Wissen sie, wie ein richtiger Pirat redet, gestikuliert und 
Grimassen schneidet? Das erfahren Sie in unserem Quiz.
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Wo geht’s denn hier zur Toilette?
Immer mehr Menschen leiden an chronischen Darment-
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P
olitiker, die sich für Insekten in-
teressieren, galten vor nicht all-
zu langer Zeit als Sonderlinge.

Wenn Ministerpräsident Winfried
Kretschmann wieder einmal darauf
hinwies, dass auf der Kühlerhaube sei-
nes Wagens fast keine toten Fliegen 
mehr kleben, erntete er oft milden 
Spott. Und als ein Zuschauer Bundes-
kanzlerin Angela Merkel kürzlich bei 
der Veranstaltung „StZ im Gespräch“
mit dem Thema Insektensterben kon-
frontierte, entstand erst einmal Unru-
he im Saal. Doch Merkel sprang dem
besorgten Mann zur Seite: „Lassen Sie
ihn ruhig ausreden, das gehört zu den
zentralen Problemen unserer Zivilisa-
tion.“ Anschließend nahm sich die
CDU-Politikerin viel Zeit für ihre Ant-
wort: Das Thema Biodiversität werde
unterschätzt, sagte sie, beschrieb die
Konflikte mit den Landwirten und
versicherte: „Wir sind sensibilisiert.“

Erst vor wenigen Wochen be-
schrieb das Bundesumweltministe-
rium noch einmal die Dramatik des
Phänomens. Zahlreiche Studien beleg-
ten den massiven Rückgang der 33 000
Arten in Deutschland, heißt es in der
Antwort auf eine Grünen-Anfrage. Es
mangle aber an genauen Zahlen. Und
was die Ursache angeht, so gebe es ein
ganzes Bündel: der Verlust von Le-
bensraum, die Umweltverschmut-
zung, die Veränderung der Agrarland-
schaft, aber auch Pflanzenschutzmit-
tel, insbesondere jene der Stoffgruppe 
Neonikotinoide. Bis 2018 sollen weite-
re Studien vorliegen. 

So lange will der baden-württem-
bergische Regierungschef nicht war-
ten. Der Grüne Kretschmann, als stu-
dierter Biologe mit dem Problem be-
sonders vertraut, hat kürzlich die Lan-
desminister Franz Untersteller (Um-
welt) und Peter Hauk (Landwirtschaft
und Forsten) gebeten, bis Ende Okto-
ber ein Konzept gegen das Artenster-
ben auf Landesebene zu entwickeln.
Dieser Tage haben sich die drei getrof-
fen, und die Fachminister zeigen sich
zuversichtlich, dass es auch mit ihrem
begrenzten Instrumentarium gelingt,
etwas für die Artenvielfalt zu tun. „Da-

bei dürfen wir uns allerdings nicht auf 
die Schutzgebiete beschränken, son-
dern müssen die Defizite in der Agrar-
landschaft beheben“, sagt der CDU-
Mann Hauk. Immerhin hat die land-
wirtschaftlich genutzte Fläche einen
Anteil von 45 Prozent.

Die spannende Frage wird sein, ob
sich Agrar- und Umweltinteressen so
ausgleichen lassen, dass sowohl
Bauern als auch Bienen etwas davon
haben. Denn dass intensive Landwirt-
schaft etwas mit dem Artenrückgang
zu tun hat, bestreitet heute niemand
mehr. „Schaffen wir es, die Bewirt-
schaftungsweise so weiterzuentwi-
ckeln, dass es für die Artenvielfalt
positiv ist? Ich glaube, das kann gelin-
gen“, meint Hauk. Doch er mahnt
auch, man müsse das klug anpacken
und dürfe nicht die Käseglocke über
die Landschaft stülpen. 

Der CDU-Mann macht gleich einen
Vorschlag: Im September blühe auf 
den Äckern nicht mehr viel – was für
die Insekten nachteilig sei. „Wir brau-
chen deshalb Blühmischungen, um die
nahrungsarme Zeit überbrücken zu
können.“ Als Alternative zum Mais ge-
be es als Energie- und Futterpflanze

etwa die Durchwachsene Silphie, eine 
in Nordamerika beheimatete ausdau-
ernde und mehrjährige Pflanzenart
aus der Familie der Korbblütler, aller-
dings mit 20 Prozent geringerem Er-
trag. Auch an den Ufern der Gewässer 
und in Wäldern lasse sich die Bewirt-
schaftung ökologisch verbessern,
meint Hauk.

Untersteller und die Landtags-Grü-
nen haben ihre Vorstellungen zu dem
Thema in der vergangenen Woche auf 
ihrer Klausursitzung in Ettlingen kon-
kretisiert. In einem Zehnpunkteplan
zur biologischen Vielfalt fordern sie,
das Phänomen des Insektensterbens
zunächst einmal landesweit zu erfas-
sen: Systematisches „Insektenmonito-
ring“ gibt es nämlich bisher nur an
ganz wenigen Orten. 

Die Grünen wollen aber auch die
mehr als tausend Naturschutzgebiete
besser erhalten, den Ökolandbau vo-
ranbringen, die Nutzung der Streu-
obstwiesen fördern, die Biotope besser
verbinden und nicht zuletzt eine Stra-
tegie zur Verringerung des Pestizid-
einsatzes erarbeiten – die letztlich al-
lerdings nur die EU umsetzen könnte.
Konsequenterweise will sich Unter-

steller stärker in die Diskussion über
die gemeinsame EU-Agrarpolitik ein-
mischen. Spätestens hier werden die
Interessen hart aufeinanderstoßen, 
denn Hauk sieht sich den Landwirten
verpflichtet: „Es ist bedauerlich, dass
Artenschutz immer gleichgesetzt wird
mit Extensivierung.“ 

Untersteller glaubt trotzdem, dass
Grüne und Schwarze beim Arten-
schutz zusammenkommen. Zwischen
Landwirtschaft und Umweltschutz ge-
be es schließlich gemeinsame Interes-
sen, und die seien auch ökonomischer
Natur: „Wir wollen ja nicht dahin kom-
men, dass wir mit Wattestäbchen zum
Bestäuben der Blüten durch die Obst-
plantagen laufen.“ Und: Wo sonst
außer in Baden-Württemberg mit sei-
ner kleinräumigen Agrarstruktur
könnten Landwirtschaft und Arten-
schutz besser zusammenkommen?

Zunächst einmal soll der Landtag da-
für aber zusätzliches Geld bewilligen. 
Hauk und Untersteller rechnen damit,
dass die Regierungsfraktionen das Ar-
tenschutzkonzept bei der Etataufstel-
lung finanziell unterfüttern. Die ge-
naue Summe soll sich erst im Licht der
Steuerschätzung im November he-
rausschälen, doch einen „Leertitel“
gibt es dafür immerhin schon im Etat. 

Für seinen Bereich hat Agrarminis-
ter Hauk auch schon eine Vorstellung: 
„Damit man das spürt, braucht man
für die Landwirtschaft um die zehn
Millionen Euro.“ Geld wird zum Bei-
spiel dafür nötig sein, um weitere Flä-
chen zu kaufen. „Was nützen uns große
Moorgebiete, wenn sie nicht mitei-
nander verbunden sind?“, fragt der 
Grünen-Politiker Untersteller. Not-
wendig seien sogenannte Trittsteine.
Doch solche Flächen werden in der
Regel landwirtschaftlich genutzt. 

Es gehe nicht nur ums Geld, son-
dern auch darum, Landwirte, Verwal-
tung und Öffentlichkeit für das Thema
Artenvielfalt zu sensibilisieren, betont
Untersteller. So gebe es bei den Agrar-
behörden bereits die Möglichkeit zur
Biodiversitätsberatung, doch die ken-
ne niemand. Untersteller: „Das wird so
gut wie nicht genutzt.“ 

Ökologie Noch nie wurde ein solcher Verlust an Insekten 
beobachtet wie in den vergangenen Jahren. Die Ursachen 

liegen auch in der Intensivierung der Landwirtschaft. 
Bis Ende Oktober soll auf Landesebene ein Konzept gegen 

das Artensterben vorliegen. Von Arnold Rieger

Tagesthema

Kretschmann will handeln – und 
nicht auf weitere Studien warten

Der Landtag muss noch 
zusätzliches Geld bewilligen

Kleine Schönheiten:
Es gibt nahezu 
50 Arten von 
Bläulingen in 
Deutschland,
viele davon
gelten als
gefährdet. 
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INSEKTEN SIND DIE ARTENREICHSTE TIERKLASSE

Verbreitung Rund zwei 
Drittel aller Tiere auf der 
Erde sind Insekten, sie sind 
mit Ausnahme der Ozeane 
in fast allen Lebensräumen 
zu finden, selbst in der 
Antarktis. Man kennt mehr 
als eine Million Arten, es 
wird jedoch vermutet, dass 
es noch Millionen unent-
deckter Arten gibt. 

Merkmale Das Wort In-
sekt stammt aus dem La-
teinischen. „Insectum“ be-
deutet „das Eingeschnitte-
ne“ – und das bezieht sich 
auf die stark voneinander 
abgesetzten Körperteile. 
Denn allen Insekten ge-
meinsam ist die Gliede-
rung des Leibes in drei Ab-
schnitte Kopf, Brust und 

Hinterleib. Zudem haben 
die Tiere einen Chitinpan-
zer und drei Beinpaare. 
Nahrung finden sie vor al-
lem durch chemische und 
physikalische Reize. Haar-
sinnesorgane, die über 
den Körper verteilt sind, 
können Erschütterungen, 
Schwingungen oder auch 
Gerüche wahrnehmen. StZ

Die Politik entdeckt 
die Insekten
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Vorhandene Schäden ausgleichen
Südwest-Grüne fordern in Zehn-Punkte Plan mehr Biodiversität
ETTLINGEN Die Landtagsfraktion der
Südwest-Grünen hat  gestern  bei  ihrer
Klausur in Ettlingen (Kreis Karlsruhe)
einen Zehn-Punkte-Plan zur Biodiversi-
tät verabschiedet. „Die bisherigen Maß-
nahmen reichen nicht aus, um die Schä-
den an der Tier- und Pflanzenwelt aus-
zugleichen. Dafür sind in dieser Legisla-
turperiode weitere wirkungsvolle Maß-
nahmen  notwendig“  ,  sagte  Andreas
Schwarz,  Vorsitzender  der  Grünen-
Landtagsfraktion, gegenüber der Heil-
bronner  Stimme.  Das  Papier  zu  dem
Zehn-Punkte-Plan liegt unserer Zeitung

vor.
Vor  allem  in  den  landwirtschaftlich
genutzten  Gebieten  gehe  die  biologi-
sche Vielfalt im Südwesten dramatisch
zurück, so Schwarz weiter.  Deswegen
müsse die Naturschutzstrategie des Lan-
des weiterentwickelt  werden.  Teil  des
Zehn-Punkte-Planes sind unter anderem
die  schnelle  Erfassung  von  den  vom
Aussterben bedrohten Insektenarten, der
Ausbau der ökologisch-wissenschaftli-
chen  Lehre  an  den  Hochschulen,  die
Wiederherstellung von Naturschutzge-
bieten, die Umsetzung eines landeswei-

ten Biotopverbunds, die Herstellung von
Naturerfahrungsräumen  in  städtisch
geprägten  Gebieten,  die  Entwicklung
einer  Pestizidreduktionsstrategie  oder
auch die Einrichtung von Bio-Musterre-
gionen.
Kosten Die Grünen-Fraktion drängt dar-
auf,  dass  ihr  Naturschutzkonzept  von
der  Landesregierung  umgesetzt  wird.
Die Kosten belaufen sich nach Angaben
von  Schwarz  auf  etwa  15  Millionen
Euro.

Abbildung: Andreas Schwarz, Vorsitzender der Grünen-Landtagsfraktion. Foto: dpa
Wörter: 171
Urheberinformation: Alle Rechte vorbehalten - Heilbronner Stimme GmbH und Co. KG
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Ringen um mehr Frauen im Landtag
Grüne und Frauen-Union forcieren Wahlrechtsänderung – CDU-Fraktion bremst
Die Debatte um eine Reform des Land-
tagswahlrechts ist in Stuttgart neu ent-
flammt  –  auch  wenn  sich  derzeit  alle
Augen wegen der Bundestagswahl auf
Berlin richten. Die Grünen bestehen auf
eine  Änderung,  um  mehr  Frauen  ins
Parlament zu bekommen. Die Frauen-
Union stimmt mit ein. Doch die CDU-
Fraktion möchte am liebsten gar nichts
ändern. Nun soll der gemeinsame Koali-
tionsausschuss das Thema voranbringen.
In  Baden-Württemberg  sind  mehr
Frauen wahlberechtigt als Männer. Im
Landtag seien sie allerdings in geringe-
rer Zahl vertreten als im afghanischen
Parlament  –  so  spotten  die  einen.
Andere  finden  das  überhaupt  nicht
lustig. „Mit knapp 25 Prozent Frauenan-
teil  sind  wir  bundesweit  das  Schlus-
slicht“,  sagt  etwa die Grünenabgeord-
nete Thekla Walker.
 Informelle Gespräche
Auch  die  Europaabgeordnete  Inge
Gräßle macht Druck auf ihre CDU. „Ein
weiteres Aussitzen dieses Themas ist ein
schwerer Fehler“, sagt die Landesvorsit-
zende  der  Frauen-Union.  Walker  hat
sich mit dem CDU-Abgeordneten Bern-
hard Lasotta und weiteren Mitgliedern
der  beiden  Regierungsfraktionen  zu
informellen Gesprächen über die Wahl-
rechtsänderung getroffen – ohne Ergeb-
nis. „Seit Jahren wird beklagt, dass wir
zu wenig Frauen im Parlament haben“,
sagt Walker. Grün-Rot wollten bereits in
der vergangenen Legislaturperiode eine
Reform auf den Weg bringen. Der Lan-
desfrauenrat fordert eine Änderung seit

den 1980er-Jahren. „Das Instrument für
mehr Frauen im Parlament ist die Liste“,
sagt Walker. Teilnehmer der Gesprächs-
runden hätten durchgerechnet, wie der
Frauenanteil  nach  der  Landtagswahl
2016  gewesen  wäre  mit  solch  einer
Liste. Das Ergebnis: 30 Prozent. „Das
ginge dann in Richtung Bundesschnitt“,
sagt Walker.
Gräßle  pocht  auf  den grün-schwarzen
Koalitionsvertrag, den sie mit ausgehan-
delt hat. Darin ist klar von einer Landes-
liste die Rede. Damit, so Gräßle, sei es
möglich, die Gesellschaft in ihrer gan-
zen Breite abzudecken – nicht nur mehr
Frauen,  sondern  etwa  auch  Abgeord-
nete aus den Städten. Von der CDU bei-
spielsweise  haben  es  ausschließlich
Kandidaten  vom  Land  2016  in  den
Landtag  geschafft.
In  den  Nebenabreden  haben  sich  die
Partner zudem darauf festgelegt,  trotz
einer  Liste  am  Einstimmenwahlrecht
festzuhalten. Es ist der Kompromiss aus
dem Wunsch von Grünen und Frauen-
Union,  die  am liebsten  ein  Zweistim-
menwahlrecht  hätten,  und  der  CDU-
Fraktion, die gar nichts ändern möchte.
Eine solche Kombination – Einstimmen-
wahlrecht plus Liste – wäre bundesweit
einmalig.
Der  CDU-Abgeordnete  Bernhard
Lasotta  sieht  keinen  Vorteil  in  einer
Wahlrechtsänderung. „Die Grünen argu-
mentieren mit  dem Frauenanteil,  aber
sie haben es ja auch so geschafft, dass
die  Hälfte  ihrer  Abgeordneten Frauen
sind.“ Er lastet den Mangel an weibli-

chen Abgeordneten bei der CDU seiner
Partei an. „Ich würde mir mehr Diskus-
sionen in der Partei über gesellschafts-
politische  Themen  wünschen“  –  über
Integrationspolitik,  gesellschaftlichen
Zusammenhalt  und  Pflege,  nicht  nur
über  Polizei  und  innere  Sicherheit.
„Dann sprechen wir auch mehr Frauen
an, die Lust bekommen, bei uns mitzu-
arbeiten.“  Das  bisherige  Einstimmen-
wahlrecht halte er für gerecht, denn es
stärke die Stellung des direkt gewählten
Abgeordneten vor Ort. „Ich bin der Mei-
nung, dass man gar nichts ändern muss.
Es ist gut, eine selbstbewusste Fraktion
gegenüber  der  Partei  zu  haben.“  Das
führe  zu  gegenseitiger  Kontrolle.
„Es geht aber nicht um die CDU Baden-
Württemberg“, sagt die Grüne Walker,
„sondern um das Landesparlament ins-
gesamt.“ Auch wenn es in ihrer Frak-
tion kritische Stimmen gebe – fast alle
Abgeordneten erlangten ihren Sitz  im
Parlament per Direktmandat – stehe die
Fraktion wie die Partei zur Reform. So
sagt  auch  Grünen-Frakt ionschef
Andreas Schwarz: „Ich habe einen kla-
ren Verhandlungsauftrag.“
Für  die  Grünen  Walker  und  Schwarz
steht  fest,  dass  die  Wahlrechtsreform
schnell angegangen werden muss. Wal-
ker spricht von einer interfraktionellen
Arbeitsgruppe, die sich dem Thema bald
intensiv widmen soll. CDU-Fraktions-
chef Wolfgang Reinhart sieht hingegen
keine Eile.  „In den nächsten Monaten
wird sich da nichts  tun.“
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